
 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 1 „Zentrale Dienste“ (Abwassergebühren 
und -beiträge) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch der Fachbereich 1 „Zentrale Dienste“ (Abwassergebühren und -beiträge) der Ver-
bandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhe-
bung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-160 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten, Grundstücks-
daten, Verbrauchsdaten die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und 
Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Grundstücksdaten aus dem 
Liegenschaftskataster, Schmutzwasserverbrauchsmengen, Mengen aus Kleinkläranlagen und Gruben, 
versiegelte Flächen und ggf. ergänzenden Zählern. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Ihre Daten werden erhoben im Rahmen der Wahrnehmung der Abwasserbeseitungspflicht nach § 57 
Landeswassergesetz. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Landeswassergesetz (LWG) 
 Kommunalabgabengesetz (KAG) 
 Gemeindeordnung (GemO), 
 Landesabwasserabgabengesetzes (LabwAG) 
 kommunale Satzungen zur Erhebung von Gebühren, Beiträgen und Entgelten 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Ihre personenbezogenen Daten werden – soweit erforderlich – weiterge-
geben an: 

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 
Energieversorgung Mittelrhein (EVM) Bendorf 
 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland (Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO) 
Es ist nicht vorgesehen, Ihre personenbezogenen Daten an ein Drittland/ eine internationale Organisa-
tion zu übermitteln. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
Fristen sind für grundstücksbezogene Daten zur Beitragsermittlung dauerhaft.



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Zweitwohnungssteuer der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -
übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-197 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Gemeindesteuern oder die Voll-
streckung von Geldforderungen - erforderlich sind.  

Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 

Vor- und Nachname, Adresse, Nebenwohnsitz, Wohnfläche und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, 
E-Mail-Adresse, Kassenzeichen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertre-
ter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Höhe der mtl. Miete. 



 

 

3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 

Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
der Abgabenordnung (AO), des Kommunalabgabengesetzes (KAG), des Verwaltungs-Vollstreckungs-
gesetz (VwVG), des Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz Rheinland-Pfalz (LVwVG) sowie der Sat-
zung über die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer der Stadt Vallendar. 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar unterliegt, Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c) DSGVO 
 zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentlicher 

Gewalt erfolgt, die der Stadt Vallendar übertragen wurde, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) DSGVO 
 zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) DSGVO), insbesondere 

zur Durchführung der mit Ihnen geschlossenen Verträge beziehungsweise Erfüllung der von Ihnen 
beauftragten Leistungen 

 im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO): soweit erforderlich 
verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten aufgrund Ihrer 
Einwilligung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO) 

 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 
AO, dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 

 

5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgabenordnung (§§ 147 – 147a AO) und der Gemeindehaushalts-
verordnung (§ 30 GemHVO). Die dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre. 

 



 

 

6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de 

 

7. Habe ich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Zur Aufgabenerfüllung müssen Sie der Verbandsgemeinde nur diejenigen personenbezogenen Daten 
bereitstellten, die für die Erfüllung der Aufgabe beziehungsweise der Begründung, Durchführung und 
Beendigung einer Geschäftsbeziehung erforderlich sind.  



 

 

  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 - Natürliche Lebensgrundlagen und 
Bauen (Vergabeverfahren) der Verbandsgemeinde Val-
lendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 2 - Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen (Vergabeverfahren) - 
der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Da-
tenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-151, -152, -148 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten, die für den Kontakt zu Ihrer Firma/ 
Institution erforderlich sind: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbin-
dung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Durchführung von Vergabeverfahren 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV), 
 Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A), 
 Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/A) / Unterschwellenvergabeordnung 

(UVgO), 
 Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Beauftragte fachliche Berater (Architekten, Planer, Ingenieure) und/oder juristische Berater 
 Bundesamt für Justiz zur Einholung von Gewerbezentralregisterauskünfte gem. § 150a GewO 
 Bundeszollverwaltung zur Einholung von Auskünften 
 Industrie- und Handwerkskammern zur Einholung von Auskünften betreffen Eignung/ Befähi-

gung 
 Melde- und Informationsstelle des Ministeriums für Finanzen RLP (Korruptionsprävention) 
 Referenzgeber zur Überprüfung von Referenzen 
 Sicherheits- und Ordnungsbehörden zur Überprüfung bewachungsrechtlicher Voraussetzungen 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Vergabeunterlagen werden in der Regel zehn Jahre nach Ab-schluss des Vorgangs zum Jahres-
ende datenschutzgerecht vernichtet.



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Umsatzsteuer der Verbandsgemeinde Val-
lendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den zur Erfüllung steuerrechtlicher Aufgaben vorgegebenen Kriterien. Wenn durch das Sachgebiet 
Umsatzsteuer der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet 
dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Da-
tenlöschung.  

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-198 
E-Mail: umsatzsteuer@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - Umsatzsteuererklärung, Körperschaftssteuererklärun-
gen, Tax-Compliance-Management - erforderlich sind.  

Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 

Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbin-
dung, Steuernummer, USt-ID sowie Inhalte aus abgeschlossenen privat- oder öffentlich-rechtlichen Ver-
trägen. 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 

Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
der Abgabenordnung (AO), dem Umsatzsteuergesetz (UstG). 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, 

Weitersburg, Niederwerth unterliegen, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe c) DSGVO 
 zur Sicherstellung eines regelkonformen Verhaltens in Bezug auf die Steuerpflicht 
 im Rahmen steuerlicher Verfahren und zur Erfüllung steuerrechtlicher Vorgaben und Pflichten 

 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen (z.B. Steuerprüfung). Hierbei werden lediglich die Daten verarbeitet oder 
weitergegeben die zur Erfüllung der Nachweispflicht erforderlich bzw. zur umsatzsteuerlichen Bewer-
tung relevant sind.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 
AO, dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 

 

5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 

Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgabenordnung (§§ 147 – 147a AO) und der Gemeindehaushalts-
verordnung (§ 30 GemHVO). Die dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre. 

 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de 

 

7. Habe ich eine Pflicht zur Bereitstellung von Daten? 

Zur Aufgabenerfüllung müssen Sie der Verbandsgemeinde nur diejenigen personenbezogenen Daten 
bereitstellten, die für die Erfüllung der Aufgabe beziehungsweise der Begründung, Durchführung und 
Beendigung einer Geschäftsbeziehung erforderlich sind.  

  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- 
rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der EU-Daten-
schutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im Fachbereich 2 „Na-
türliche Lebensgrundlagen und  
Bauen“ (Planung und Baudurchführung im Bereich Straßen-
bau) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 
 
Vorwort  
 
Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten und die 
Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 
Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich nach den 
jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Aufgabe. Wenn durch 
das Sachgebiet Technik / Umwelt der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet wer-
den, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch 
Datenlöschung. 
Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte oder pseudonymisierte Daten.  
Im Folgenden informieren wir darüber, welche personenbezogenen Daten wir erheben und bei wem wir sie er-
heben. Außerdem informieren wir über die Rechte in Datenschutzfragen und an wen sich die Betroffenen dies-
bezüglich wenden können.  
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 2 Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen 
Sachgebietsgruppe Technik und Umwelt 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Tel.: 0261/6503- 151, -150, -152 
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte der Verbandsgemeinde Val-
lendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
  



2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
 
2.1 Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt,  
Art. 6 Abs. 1 Buchst. e), Abs. 3 EU-DSGVO  
 
Ihre Daten werden erhoben, um alle Betroffenheiten im Rahmen einer Straßenbaumaßnahme zu ermitteln, Be-
weissicherungen durchzuführen, Grunderwerbsverzeichnisse und –pläne zu erstellen, ggfs. Ersatzparkplätze zu 
bewirtschaften und die abschließenden Vermessungsarbeiten durchzuführen. Zudem sind Ihre Daten nötig, um 
Einwendungen oder maßnahmenbezogene Anfragen zu bearbeiten oder Vereinbarungen im Zuge der Baumaß-
nahme zu treffen. 
Ihre Daten werden auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO, § 3 LDSG in Verbindung mit §§ 3 und 5 Bun-
desfernstraßengesetz (FStrG) und § 12-15, § 48, § 49 Landesstraßengesetz (LStrG) erhoben, da dies zur Erfüllung 
einer dem Straßenbaulastträger obliegenden Verpflichtung erforderlich ist. 
 
   
2.2 Verarbeitung aufgrund einer Einwilligung, Art. 6 Abs. 1 Buchst. a) EU-DSGVO  
  
Soweit eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte Zwecke  
(z. B. Kontodaten im Rahmen eines SEPA-Lastschriftmandates oder für Erstattungen) erteilt wurde, ist die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser Daten die erteilte Einwilligung.  
  
3. Art der personenbezogenen Daten  
  
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten:  
  
Name, Anschrift, Telefon- und Faxnummer, E-Mail-Adresse, bei Grundstücksbetroffenen: Geburtsdatum, Flur- 
und Flurstücksnummer und Gemarkung. Die notwendigen Daten erhalten wir durch unser Zweitkataster. 
  
 
4. Weitergabe Ihrer Daten an Dritte  
 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestimmungen 
der EU-DSGVO sowie des LDSG.  
   
Ihre personenbezogenen Daten werden an die jeweils beauftragten Architektur- oder Ingenieurbüros für die Er-
stellung der erforderlichen Planunterlagen und zur Bearbeitung von Anfragen sowie an die ausführenden Baufir-
men für Absprachen während der Baudurchführung übermittelt.  
 
 
5. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten  
  
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie dies für das jeweilige Verfahren erforderlich ist. 
Maßstab hierfür sind insbesondere die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
  
Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) steht jeder betroffenen Person in Bezug auf ihre perso-
nenbezogenen Daten das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Verarbeitung und auf 
Widerspruch zu.  
  
Ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 EU-DSGVO ist nicht gegeben, da die Verarbeitung der 



personenbezogenen Daten für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Interesse 
liegt bzw. in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, Art. 20 Abs. 3 EU-DSGVO.  
  
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen Daten wir 
von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 Buchst. a) – h) ge-
nannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzisiert werden, um uns das 
Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem Antrag möglichst Angaben zum 
konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, 
Vollstreckung) gemacht werden.  
  
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen das Recht, 
Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
  
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbeitung 
durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann jedoch nicht ver-
langt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, Art. 17 Abs. 3 
EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  
  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
  
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung der Verar-
beitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Geltendmachung oder 
Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
  
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus ihrer beson-
deren Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren Verarbeitung ein 
überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verarbeitung verpflichtet (z.B. 
Durchführung des Abgabeverfahrens).  
  
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbehörde zu, 
wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die DSGVO verstößt oder 
wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
   
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 



Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Steuern) der Verbandsgemeinde 
Vallendar  

 
 
Vorwort  
 
Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung personenbezogener Daten zu abgaberecht-
lichen Zwecken, soweit die Abgabenordnung (AO) und das Kommunalabgabengesetz (KAG) unmittelbar 
oder mittelbar anzuwenden sind sowie zu Zwecken der Einziehung rückständiger Forderungen, soweit 
das Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG)Anwendung findet.  
 
Daten sind personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Person zugeordnet werden können.  
 
Im Bereich der Realsteuern (Grund- und Gewerbesteuer) sind gemäß § 2a AO Daten auch dann perso-
nenbezogen, wenn sie sich auf verstorbene natürliche Personen, Körperschaften, rechtsfähige oder nicht 
rechtsfähige Personenvereinigungen oder Vermögensmassen beziehen. Die Vorschriften der EU-DSGVO 
sind im Grund- und Gewerbesteuerverfahren auf diese Betroffenen daher auch anwendbar.  
 
Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte oder pseudonymisierte Daten.  
Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung.  
Im Folgenden informieren wir darüber, welche personenbezogenen Daten wir erheben und bei wem wir 
sie erheben. Außerdem informieren wir über die Rechte in Datenschutzfragen und an wen sich die Be-
troffenen diesbezüglich wenden können.  
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Gewerbesteuer:  Tel.: 0261/6503-140  
Grundsteuer, Hundesteuer, Vergnügungssteuer: Tel.: 0261/6503-144 / -156 
Zweitwohnungssteuer:  Tel.: 0261/6503- 197 
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte der Verbandsgemeinde 
Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
  



2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), der Abgabenordnung (AO) sowie des Landesdatenschutzgeset-
zes (LDSG).  
   
2.1 Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt,  
Art. 6 Abs. 1 Buchst. e), Abs. 3 EU-DSGVO  
  
Zur Erfüllung unserer hoheitlichen Aufgaben, die Abgaben nach den Vorschriften der Abgabenordnung, 
des Kommunalabgabengesetzes sowie der einschlägigen Steuer- und sonstigen Gesetze, der Zivilpro-
zessordnung sowie kommunalen Satzungen gleichmäßig festzusetzen, zu erheben und auf Grundlage 
des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durchzusetzen, benötigen wir personenbezogene Daten.  
  
Die personenbezogenen Daten werden in dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, für das sie erhoben wur-
den. Nur in den gesetzlich ausdrücklich zugelassenen Fällen dürfen wir die zur Durchführung eines Ver-
fahrens erhobenen personenbezogenen Daten auch für andere Zwecke verarbeiten.  
  
2.2 Verarbeitung aufgrund einer Einwilligung, Art. 6 Abs. 1 Buchst. a) EU-DSGVO  
  
Soweit eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte Zwecke  
(z. B. Kontodaten im Rahmen eines SEPA-Lastschriftmandates oder für Erstattungen) erteilt wurde, ist die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser Daten die erteilte Einwilligung.  
  
2.3 Verarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, Art. 6 Abs. 1 Buchst. c) EUDSGVO  
  
Darüber hinaus verarbeiten wir personenbezogene Daten auch zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungs-
pflichten nach der Gemeindehaushaltsverordnung bzw. der Abgabenordnung  
(nähere Erläuterungen hierzu unter Punkt 6).  
  
 
3. Art der personenbezogenen Daten  
  
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten:  
  
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Firma oder andere Unternehmens- oder Gesellschaftsbezeichnung, Handelsre-
gisternummer, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), 
des/der Geschäftsführer(s), des/der Gesellschafter(s), Steuernummer. 
  
Für die Festsetzung und Erhebung der Grund- und Gewerbesteuern erforderliche Informationen, z.B.:  
Gewerbesteuermessbetrag, Einheitswert und Grundsteuermessbetrag, Zerlegungsanteil am Gewerbe-
steuer- bzw. Grundsteuermessbetrag, Grundstücksart, Angaben über geleistete oder erstattete Steuern 
und Vorauszahlungen, Zinsen und sonstige Nebenforderungen, Angaben über gestellte Anträge sowie 
Rechtsbehelfe.  
  
Die personenbezogenen Daten erheben wir in der Regel bei den Betroffenen selbst, z. B. durch Abga-
beerklärungen, Anträge, Formblätter.  
  
Bei der Grund- und Gewerbesteuer erhalten wir die personenbezogenen Daten über die Messbescheide 
und Zerlegungsmitteilungen des zuständigen Finanzamts und verarbeiten diese weiter.  



Darüber hinaus erheben wir personenbezogene Daten bei Dritten, soweit diese gesetzlich zur Mitteilung 
an uns verpflichtet oder befugt sind, wie z. B.  
  

 Amtsgerichte (Handels-, Vereins- und Gewerberegister, Grundbuch),  
 Vermögensverzeichnisregister bei den Zentralen Vollstreckungsgerichten,  
 Bundeszentralregister, Steuerämter,  
 Einwohnermeldebehörden, Gewerbeämter und Ordnungsbehörden  

 
oder wenn die Betroffenen gegenüber Dritten eine entsprechende Einwilligung zur Datenübermittlung er-
teilt haben.  
  
Können wir einen Sachverhalt nicht mit Hilfe der Betroffenen aufklären oder verspricht eine Nachfrage 
keinen Erfolg, dürfen wir die betreffenden personenbezogenen Daten auch durch Nachfragen bei Dritten 
erheben (z. B. bei Finanzämtern, Bundeszentralamt für Steuern, SCHUFA Holding AG).  
  
Zudem können wir öffentlich zugängliche Informationen, z. B. aus öffentlichen Registern oder öffentlichen 
Bekanntmachungen verarbeiten.  
  
   
4. Weitergabe Ihrer Daten an Dritte  
 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 AO, 
dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG.  
  
Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann an 
andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechtsbehelfs-
verfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, wenn die 
Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  
  
 
5. Art der Datenverarbeitung  
  
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im weitgehend automationsgestützten Abgabeverfahren 
erfolgt zumeist in maschinellen Verfahren der Festsetzung und Erhebung der Abgaben und sonstigen 
Forderungen. Wir setzen dabei technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen ein, um die per-
sonenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Veränderung, Vernichtung bzw. Ver-
lust sowie gegen unbefugte Offenbarung oder unbefugten Zugang zu schützen.  
  
Rechtsverbindliche Entscheidungen treffen wir nur dann auf der Grundlage einer „vollautomatisierten“ 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten, wenn dies gesetzlich zuglassen ist, z. B. für den „vollauto-
matischen Abgabenbescheid“ gemäß § 155 Abs. 4 Abgabenordnung.  
  
 
6. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten  
  
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie dies für das jeweilige Verfahren erfor-
derlich ist. Maßstab hierfür sind insbesondere die abgabenrechtlichen Verjährungsfristen gemäß §§ 169 
– 171 Abgabenordnung (AO), §§ 195, 197 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 
 
Die betreffenden personenbezogenen Daten dürfen auch gespeichert werden, um sie für künftige abga-
benrechtliche Verfahren zu verarbeiteten (§ 88a AO) sowie im Vollstreckungsverfahren (§ 25h LVwVG) zu 
verarbeiten.  
  
Des Weiteren werden Ihre Daten zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgaben-
ordnung (§§ 146 – 148 AO) und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO) gespeichert. Die dort 
vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre.  
  



  



7. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
  
Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) steht jeder betroffenen Person in Bezug auf 
ihre personenbezogenen Daten das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Ver-
arbeitung und auf Widerspruch zu. Für die Realsteuern gelten neben der EU-DSGVO auch die §§ 32c bis 
32f AO.  
  
Ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 EU-DSGVO ist nicht gegeben, da die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Inte-
resse liegt bzw. in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, Art. 20 Abs. 3 EU-DSGVO.  
  
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzisiert 
werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem An-
trag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und zum Ver-
fahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
  
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen das 
Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
  
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann jedoch 
nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, 
Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  
  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
  
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung der 
Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Geltend-
machung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
  
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren Ver-
arbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verarbeitung 
verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
  
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
  



  
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
für die Realsteuern (Gewerbe- und Grundsteuer):  
  
Die Bundesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit  
Husarenstraße 30  
53117 Bonn  
Telefon: 0228/997799-0  
E-Mail: poststelle@bfdi.bund.de  
  
  
für alle übrigen Angelegenheiten:  
  
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 
8. Weitergehende Informationen  
  
Weitergehende Informationen können unter anderem dem BMF-Schreiben zum Datenschutz im Steuer-
verwaltungsverfahren vom 12. Januar 2018 (siehe Bundessteuerblatt 2018 Teil I S. 183) und auf den 
Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de  unter der 
Rubrik Themen – Steuern – Steuerverwaltung & Steuerrecht – Abgabenordnung – BMF-Schreiben / All-
gemeines) entnommen werden.  
  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der  
datenschutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 
bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung 
(EU-DSGVO) im Sachgebiet Bürgerdienste  
(Standesamt) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 
Vorbemerkung  
Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 
Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Bürgerdienste der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
Fachbereich 3 - Bürgerdienste (Standesamt) 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Tel.: 0261/6503-178, -179, -171 
 
E-Mail: standesamt@vg-vallendar.de   
 
 
2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz:  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte  
der Verbandsgemeinde Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
3. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
(Art. 13 Abs. 1 lit. c) DSGVO) 
 
Zweck: 
Beurkundung von Sterbefällen, Geburten, Eheschließungen, personenstandsrechtliche Erklärun-
gen, Anerkennung der Vaterschaft, behördliche Namensänderungen 
 
Rechtsgrundlage: 
• Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
• Personenstandgesetz 
• Personenstandverordnung   
• ggf. entsprechenden internationalen Vereinbarungen und Regelungen und bezüglich des Kir-

chenaustritts aus Art. 3 Abs. 4 Kirchensteuergesetz (KirchStG) 



4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  
(Art. 13 Abs. 1 lit. e) DSGVO)  
 
Ihre personenbezogenen Daten werden – soweit erforderlich – weitergegeben an:  
 

 Standesämter und Meldebehörden anderer Verwaltungen  
 Aufsichtsbehörden  
 Ausländerbehörden, Konsulate  
 Finanzämter,  
 Gerichte  
 Jugendämter  
 Testamentsregister  
 Gesundheitsämter  
 Bevölkerungsstatistik  

 
 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland  
(Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO)  
 
Wir übermitteln Ihre Daten in Staaten außerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums - EWR 
(Drittländer) nur, soweit dies zur Ausführung des gesetzlichen Verwaltungshandelns erforderlich 
ist. 
 
 
5. Dauer der Speicherung  
(Art. 13 Abs. 2 lit. a) DSGVO) 
 
Die in Registern erfassten Daten sind dauerhaft aufzubewahren. Sie sind zusammen mit den in 
den zugehörigen Akten je nach Art des personenstandsrechtlichen Vorgangs nach 30, 80 oder 
110 Jahren dem Archiv zur Übernahme anzubieten. Kirchenaustritte werden 30 Jahre aufbewahrt 
und können anschließend vom Archiv übernommen werden. 
 
 
6. Besondere Informationen  
 
Das Standesamt erfasst Ihre Personenstandsdaten (u. a. Name, Geburtsdatum, Abstammung) 
in Registern und Akten. Auf dieser Grundlage werden Urkunden und Bescheinigungen ausgestellt 
sowie Auskünfte erteilt. Darüber hinaus werden Ihre Daten verarbeitet, soweit das für den Austritt 
aus einer Kirche, Religionsgemeinschaft oder Weltanschauungsgemeinschaft erforderlich ist. 
Verantwortlich für die Verarbeitung der Daten ist die Verbandsgemeinde Vallendar. Sie erteilt 
nähere Auskunft zur Verarbeitung ihrer Daten und ist zuständig, soweit Sie Rechte im Zusam-
menhang mit der Verarbeitung von Daten geltend machen wollen. 
 
Die Rechtsgrundlagen für die Verarbeitungstätigkeiten ergeben sich aus dem Personenstands-
gesetz, der Personenstandsverordnung, ggf. entsprechenden internationalen Regelungen sowie 
aus § 2 Abs. 1 Landesgesetz über den Austritt aus Religionsgemeinschaften und §§ 3 und 5 
Landesdatenschutzgesetz. 
 
Herausgegeben werden dürfen die Daten der Standesämter an andere inländische und auslän-
dische Standesämter, andere Personen, sonstige Behörden, Gerichte, ggf. Religionsgemein-
schaften und konsularischen Vertretungen anderer Länder nur, wenn dies gesetzlich erlaubt ist. 
 
 



7. Ihre Datenschutzrechte  
  
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) insbesondere folgende Rechte:  
 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 15 
DS-GVO).  

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Artikel 
16 DS-GVO).  

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzungen 
von Artikel 17 DS-GVO zutrifft.  
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 
3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen Art der 
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen 
tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig verarbeitet wur-
den, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen der be-
troffenen Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Inte-
ressen der Meldebehörde gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 
1 lit. b, c und d DS-GVO).  
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf Einschrän-
kung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung. 

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung kein 
zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, 
und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 
Nähere Informationen zum Widerspruchsrecht nach dem Bundesmeldegesetz können 
den Hinweisen auf dem Meldeschein entnommen werden. 

 
 
8. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  
 
Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels 
ist nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (Artikel 6 Absatz 1 lit. a DS-GVO). 
Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Absatz 3 DS-GVO jederzeit gegenüber der Stelle widerrufen 
werden, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt wurde.  
 
 
9. Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Auf-
sichtsbehörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten gegen die DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang 
nachgekommen sind.  
  
 
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der  
datenschutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 
14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-
DSGVO) im Sachgebiet Bürgerdienste  
(Sozialamt) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 
 
Vorbemerkung  
Ab dem 25.05.2018 gilt mit der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) ein neuer 
Rechtsrahmen für den Datenschutz in Deutschland und in der Europäischen Union. Sowohl die neue 
EU-DSGVO als auch entsprechende nationale Regelungen enthalten Vorschriften zur Datenverarbei-
tung und zu Rechten von betroffenen Bürgerinnen und Bürger. Daher werden Sie auf Folgendes hin-
gewiesen: 
 
Leistungen nach dem Zwölften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII): 

 Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung 
 Hilfe zum Lebensunterhalt 
 Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz 

 
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
Fachbereich 3 - Bürgerdienste  
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Tel.: 0261/6503-174, -134  
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
 
 
  
2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz:  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte  
der Verbandsgemeinde Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 



3. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Bearbeitung von Anträgen auf die oben genannten Leistungen nach dem SGB XII - gemäß § 35 Erstes 
Buch Sozialgesetzbuch (SGB I) und § 67a Zehntes Buches Sozialgesetzbuch (SGB X) sowie 
Asylbewerberleistungsgesetz. 
 
 
4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  
 

 Durchführung der unter Nr. 3 genannten Aufgaben und Wiederherstellung des Nachrangs der 
Sozialhilfe nach § 2 SGB XII - gemäß §§ 67d bis 76 SGB X 

 
 Durchführung von Datenabgleichen nach § 118 Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) und 

der Verordnung zur Durchführung des § 118 Abs. 1 und 2 des SGB XII 
 

 Meldepflichten für statistische Erhebungen nach §§ 121ff SGB XII, § 9 Landesgesetz zur Aus-
führung des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch (AGSGB XII), § 41 Neuntes Buch Sozialgesetz-
buch (SGB IX – Teilhabeverfahrensbericht) sowie der Teilnahme am Vergleichsring der KGSt 
aufgrund der Projektvereinbarung vom 30.03.2017 

 
 
5. Übermittlung an Drittland  
 
Soweit für die unter Nr. 3 genannten Aufgaben erforderlich nach § 77 SGB X (z. B. Durchsetzung von 
Unterhaltsansprüchen im Ausland) 
 
 
6. Dauer der Speicherung  
 
10 Jahre nach Beendigung des Verfahrens entsprechend den Empfehlungen des Gutachtens der KGSt 
zur Aufbewahrungsdauer von Akten in Kommunalverwaltungen. 
 
 
7. Betroffenenrechte 
  
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) insbesondere folgende Rechte:  
 

 Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 
15 DS-GVO).  

 Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Arti-
kel 16 DS-GVO).  

 Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzun-
gen von Artikel 17 DS-GVO zutrifft.  
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 
Absatz 3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen 
Art der Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen 
Fällen tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 
DS-GVO. 

 Recht auf Einschränkung der Verarbeitung nach Art. 18 DS-GVO, insbesondere 
- soweit die Richtigkeit der Daten bestritten wird, für die Dauer der Überprüfung der Richtigkeit; 
- wenn die Daten unrechtmäßig verarbeitet werden, die betroffene Person aber statt der Löschung 

die Einschränkung der Verarbeitung verlangt; 
- wenn die betroffene Person die Daten zur Geltendmachung oder Ausübung von Rechtsansprüchen 

oder zur Verteidigung gegen solche benötigt und deshalb nicht gelöscht werden können, oder 



- wenn bei einem Widerspruch nach Art. 21 Abs. 1 DS-GVO noch nicht feststeht, ob die berechtigten 
Interessen des Verantwortlichen gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen. 

 Recht auf Widerspruch nach Art. 21 DS-GVO gegen die Verarbeitung personenbezogener Da-
ten aus persönlichen Gründen, soweit kein zwingendes öffentliches Interesse an der Verarbei-
tung besteht, dass die Interessen, Rechte und Freiheiten der betroffenen Person überwiegt, 
oder die Verarbeitung der Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprü-
chen dient. 

 
 
8. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  
 
Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels ist nur 
zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (Artikel 6 Absatz 1 lit. a DS-GVO). Die Einwilligung 
kann nach Artikel 7 Absatz 3 DS-GVO jederzeit gegenüber der Stelle widerrufen werden, gegenüber 
der die Einwilligung zuvor erteilt wurde.  
 
 
9. Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichts-
behörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen 
die DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
 
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste, Sachgebiet Sicherheit, 
Ordnung und Verkehr (Sondernutzung) der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste, Sachgebiet Sicherheit, Ordnung und Verkehr 
(Sondernutzung) - der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, be-
deutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch 
Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-166, -131 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse,und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und 
Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), ggfs. Veranstaltungsdaten, 
ggfs. besondere Nachweise für die Beantragung einer Sondernutzung (Bsp: Behindertenausweis). 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  
 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Antrag auf Erlaubnis (z.B. Sondernutzung) 
 Ordnungswidrigkeitsverfahren bei nichtvorliegender Erlaubnis (z.B. unerlaubte Sondernutzung) 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 StVO, StVG 
 Sondernutzungssatzung 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Feuerwehren der VG Vallendar 
 Polizeiinspektion Bendorf 
 Landesbetrieb Mobilität (LBM) für klassifizierte Straßen 
 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz  

 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Anträge auf Sondernutzung sind dauerhaft aufzubewahren. 

Grundsätzlich werden Daten dauerhaft aufbewahrt und datenschutzkonform gespeichert. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 1 –Zentrale Dienste (Sitzungsmanagement) 
der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 1 – Zentrale Dienste - der Verbandsgemeinde Vallendar personen-
bezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -
übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-114, -138 194 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n), Parteimitgliedschaft, Mitgliedschaft in Fraktionen, Ausschüssen oder Räten. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Verwaltung des Ehrenamtes  
 Sitzungsdienst  
 Verwaltung von Sitzungsgeld und Aufwandsentschädigungen 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung Rheinland-Pfalz (GemO) 
 Hauptsatzungen der Gemeinden 
 Kommunalwahlgesetz (KWG) 
 Kommunalwahlverordnung (KWO) 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 

 Finanzamt 
 Informationen zu öffentlichen Sitzungen (Bürgerinformationssystem) 
 Informationen zu Mandatsträgern und Ausschussmitgliedern (Bürgerinformationssystem) 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Ihre personenbezogenen Daten werden nach Ablauf der aktuellen Wahlperiode oder nach Ausschei-
den während der aktuellen Wahlperiode aus kommunalen Gremien in welche Sie gewählt wurden ge-
löscht. Zum Zwecke von evtl. Ehrungen und Darstellung der Historie von kommunalen Gremien werden 
Ihr Vor- und Zuname sowie der Zeitraum Ihrer Mitgliedschaft nicht gelöscht. 

 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Schulwesen) der Ver-
bandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Schulwesen) - der Verbandsgemeinde Vallendar 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwen-
dung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-167, -170 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Bearbeitung von Essengeld 
 Bearbeitung von Verträgen und Beiträgen für die Betreuenden Grundschulen 
 Umsetzung von Ferienbetreuungsmaßnahmen, 
 Schulbuchausleihe und Lernmittelfreiheit 
 Bearbeitung von Vorgängen zur Bildung und Teilhabe 
 Bearbeitung von Anträgen auf außerschulische Nutzung von Schulräumen 
 Betreuungsverträge der Kindertagesstätten 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 Schulgesetz Rheinland-Pfalz, 
 Landesverordnung über die Lernmittelfreiheit, 
 Hinweise zur Einrichtung von Betreuungsangeboten an Grundschulen (Betreuungsordnung) 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 
Andere Behörden (u.a. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Aufsichts- und Dienstleistungsdirektion) 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Antragsunterlagen und Verträge, Bescheide, etc. werden in der Regel zehn Jahre nach Abschluss 
des Vorgangs zum Jahresende datenschutzgerecht vernichtet. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Ruhender Verkehr) der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Ruhender Verkehr) - der Verbandsgemeinde Va-
llendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -
verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. Die Daten werden mit dem Pro-
gramm EurOwiG verarbeitet. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-175, -191 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten, amtliches Kennzeichen des Fahrzeugs und ggf. Kontakt-
daten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzli-
chen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften. 
 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Überwachung von Verkehrsordnungswidrigkeiten (ruhender Verkehr)  
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Ordnungswidrigkeitengesetz (OWiG) 
 Straßenverkehrsordnung (StVO) 
 Straßenverkehrsgesetz (StVG) 
 BKatV 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Kraftfahrtbundesamt 
 Einwohnermeldebehörden 
 Amtsgericht, Staatsanwaltschaft 
 Polizeiinspektion Bendorf 
 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Bisher erfolgt eine unbegrenzte Speicherung. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Beantragung von Ren-
tenleistungen) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Beantragung von Rentenleistungen) - der Ver-
bandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhe-
bung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-134 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n), Sozialversicherungsnummer sowie Daten, die im Rahmen der Antragsaufnahme erforderlich 
sind (z.B. Angaben zu Arbeitsstellen/Gesundheitsdaten). 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  
 
 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Beantragung von Rentenleistungen 
 

Rechtsgrundlage: 
 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 SGB VI 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Rententräger 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist.  



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Daten- schutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) bei 
der Erhebung von Daten bei der betroffenen Person im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbeteiligung nach BauGB der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 
 
 
 
1. Bezeichnung der Verarbeitungstätigkeit  
 
Es werden Daten von Ihnen im Zusammenhang mit der Öffentlichkeitsbeteiligung im Rahmen der Bau-
leitplanung sowie der Aufstellung von Satzungen gemäß § 34 Abs. 4 und § 35 Abs. 6 Baugesetzbuch 
(BauGB) verarbeitet.   
 
 
2. Name und Kontaktdaten des Verantwortlichen für die Datenerhebung  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
Fachbereich 2 Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen 
Sachgebietsgruppe Bauverwaltung / Planung 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Tel.: 0261/6503- 139 
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
 
3. Kontaktdaten des behördlichen Datenschutzbeauftragten   
 
Die Beauftragte für den Datenschutz ist erreichbar unter:   
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 



4. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Verarbeitung  
 
4a) Zwecke der Verarbeitung  
 
Ihre Daten werden erhoben zum Zwecke der Durchführung o.g. Verfahren insbesondere zur Wahrneh-
mung der Pflichten der Kommune, im Rahmen der Planungshoheit eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung und Ordnung zu sichern. Im Rahmen dieser Verfahren sind das Planerfordernis und die Aus-
wirkungen der Planung zu ermitteln und die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und un-
tereinander gerecht abzuwägen. Dazu erfolgt eine Erhebung personenbezogener Daten, soweit dies zur 
Ermittlung der abwägungsrelevanten Belange erforderlich ist.  
  
Die Erhebung erfolgt u.a. durch Untersuchungen der Kommunalverwaltung oder im Auftrag der Kommu-
nalverwaltung durch Dritte, durch eingehende Stellungnahmen der Öffentlichkeit (Bürger, Unternehmen, 
etc.), der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange im Rahmen der gesetzlich geforderten 
Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligungen und durch zusätzliche informelle Beteiligungsformate im 
Sinne der stärkeren Einbeziehung der Öffentlichkeit und Förderung der Transparenz gegenüber Bürge-
rinnen und Bürgern.  
  
Da die abschließende Beschlussfassung über den Umgang mit den Stellungnahmen (Abwägungsent-
scheidung) nach der Rechtsprechung durch den Stadtrat/ Gemeinderat zu erfolgen hat, werden die per-
sonenbezogenen Daten, die für die Gewichtung und Abwägung der Belange erforderlich sind, den kom-
munalpolitischen Gremien (siehe Pkt.5) nach den Vorgaben der Gemeindeordnung des Landes Rhein-
land-Pfalz (GemO) in der jeweils gültigen Fassung sowie der entsprechenden Hauptsatzung und Ge-
schäftsordnungen der Kommune und seiner Ausschüsse vorgelegt. Die in den Stellungnahmen der Öf-
fentlichkeit enthaltenen Adressdaten werden im Rahmen der Ausreichung und Veröffentlichung von Be-
schlussunterlagen anonymisiert. Die Verarbeitung von Adressdaten ist erforderlich, um der Pflicht zur 
Mitteilung des Abwägungsergebnisses nachzukommen. Die Gewährleistung eines Rechtsschutzes im 
Rahmen einer gerichtlichen Prüfung erfordert die dauerhafte Speicherung personenbezogener Daten.   
  
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), der Gemeindeordnung (GemO) sowie des Landesdatenschutz-
gesetzes (LDSG).  
 
4b) Rechtsgrundlagen der Verarbeitung  
 
Ihre Daten werden auf der Grundlage von Art. 6 Abs. 1 Buchst. e DSGVO i.V.m. § 3 des rheinland-
pfälzischen Datenschutzgesetzes (LDSG) verarbeitet.   
 
 
5. Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen Daten  
 
Ihre personenbezogenen Daten werden weitergegeben an:   

 Die Mitglieder der Gemeindevertretung im Rahmen der Bauleitplanung  
 Die höhere Verwaltungsbehörde nach BauGB zur Prüfung des Bauleitplans auf Rechtsmängel,  
 Das zuständige Gericht zur Überprüfung der Wirksamkeit von Bauleitplänen oder Satzungen  
 Dritte, denen zur Beschleunigung die Vorbereitung und Durchführung von Verfahrensschritten 

übertragen wurde (gemäß § 4b BauGB)  
 
 



6. Dauer der Speicherung der personenbezogenen Daten  
 
Ihre Daten werden nach der Erhebung bei der Kommune so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung 
der gesetzlichen Aufbewahrungsfristen für die Aufgabenerfüllung erforderlich ist. Auch nach Ablauf der 
Fristen für eine gerichtliche Überprüfung (z.B. Normenkontrollklage) kann z.B. im Rahmen eines bau-
ordnungsrechtlichen Verfahrens die Bauleitplanung oder eine sonstige Satzung einer inzidenten Prüfung 
unterzogen werden. Eine dauerhafte Speicherung der von Ihnen zur Verfügung gestellten Daten in der 
betreffenden Verfahrensakte ist deshalb erforderlich.  
 
 
7. Betroffenenrechte  
 
Nach DSGVO stehen Ihnen folgende Rechte zu:  
  

a. Werden Ihre personenbezogenen Daten verarbeitet, so haben Sie das Recht Auskunft über die 
zu Ihrer Person gespeicherten Daten zu erhalten (Art. 15 DSGVO).  

b. Sollten unrichtige personenbezogene Daten verarbeitet werden, steht Ihnen ein Recht auf Be-
richtigung zu (Art. 16 DSGVO).  

c. Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen vor, so können Sie die Löschung oder Einschränkung 
der Verarbeitung verlangen sowie Widerspruch gegen die Verarbeitung einlegen (Art. 17, 18 und 
21 DSGVO).  

d. Wenn Sie in die Datenverarbeitung eingewilligt haben oder ein Vertrag zur Datenverarbeitung 
besteht und die Datenverarbeitung mithilfe automatisierter Verfahren durchgeführt wird, steht 
Ihnen gegebenenfalls ein Recht auf Datenübertragbarkeit zu (Art. 20 DSGVO).  

 
Sollten Sie von Ihren oben genannten Rechten Gebrauch machen, prüft die öffentliche Stelle, ob die 
gesetzlichen Voraussetzungen hierfür erfüllt sind.   
 
 
8. Beschwerderecht   
 
Jede betroffene Person hat das Recht auf Beschwerde bei der Aufsichtsbehörde, wenn sie der Ansicht 
ist, dass ihre personenbezogenen Daten rechtswidrig verarbeitet werden.  
  
Wenn Sie sich an den Landesbeauftragten für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht 
wenden möchten, können Sie sie wie folgt kontaktieren:   
  
Die Landesbeauftragte für den Datenschutz und für das Recht auf Akteneinsicht   
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 – Natürliche Lebensgrundlagen und 
Bauen (Mietangelegenheiten) der Verbandsgemeinde 
Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen angegebenen Daten zur Eingehung, Durchführung oder Beendigung eines 
Mietverhältnisses. Wenn durch den Fachbereich 2 – Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen - der Ver-
bandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhe-
bung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-137, -147 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbindung, 
Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n) und die Auskünfte, 
die Sie in der Selbstauskunft (Mieter) sowie der Vermieterbescheinigung angegeben haben. 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Verwaltung von Mietangelegenheiten 

 Anmietung von Wohnraum 
 Vermietung von kommunalem Wohnraum 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 
Beauftragte Dienstleistungsunternehmen (u.a. Reparaturleistungen)  
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Mietverträge werden in der Regel zehn Jahre nach Abschluss des Vorgangs zum Jahresende daten-
schutzgerecht vernichtet. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 „Natürliche Lebensgrundlagen und 
Bauen“ (Liegenschaften) der Verbandsgemeinde Val-
lendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Liegenschaften der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-129 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten, Grundstücks-
daten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Bankverbin-
dung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n) sowie Name 
und vollständige Anschrift der / des Zahlungspflichtigen, Grundstücksdaten aus dem Liegenschaftskata-
ster. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Liegenschaftsverwaltung (Grundstückskäufe und –verkäufe, dingliche Rechte und Belastungen sowie 
Erbbaurechte und Pachtverträge) 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 § 2, 67 und 68 Gemeindeordnung (GemO), 
 privatrechtliche Verträge nach Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Ihre personenbezogenen Daten werden – soweit erforderlich – weiterge-
geben an: 

Intern: 
• Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 
• Notare 
• Grundbuchämter 
• öffentlich bestellte Vermessungsingenieure/ Katasterämter 
 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland (Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO) 
Es ist nicht vorgesehen, Ihre personenbezogenen Daten an ein Drittland/ eine internationale Organisa-
tion zu übermitteln. 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Grundsätzlich werden vertragsrelevante Daten (Kaufverträge, Pachtverträge, etc.) dauerhaft aufbewahrt 
und datenschutzkonform gespeichert. 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Weitersburg 
Hauptstr. 16 
56191 Weitersburg 
Telefon: 02622 / 14142 
E-Mail: info@weitersburg.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  



Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 



Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Stadt Vallendar 
Rathausplatz 5 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6675780 
E-Mail: info@vallendar-rhein.de 
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  



Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 



Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Urbar 
Arenberger Str. 33a 
56182 Urbar 
Telefon: 0261 / 66270 
E-Mail: ortbuergermeisterin@urbar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Die Ortsbürger-
meisterin hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer perso-
nenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die entspre-
chende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  



Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 



Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Niederwerth 
Gartenstraße 20  
56179 Niederwerth 
Telefon: 0261/60366 
E-Mail: ortsbuergermeister@niederwerth.de   
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer allgemeinen Anfrage zur Verfügung gestellt. Der Ortsbür-
germeister hat die Aufgabe, allgemeine Anfragen zu beantworten. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer per-
sonenbezogenen Daten erforderlich, zur Datenverarbeitung wird mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  



Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
 



Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Kindertagesstätten) der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Kindertagesstätten) - der Verbandsgemeinde Va-
llendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -
verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-167, -170 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Durchführung der Kindertagesstättensachbearbeitung 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 §§ 62 ff Sozialgesetzbuches VIII (SGB VIII) 
 § 67 ff SGB X 
 § 35 SGB I 
 Kindertagesstättengesetz Rheinland-Pfalz (KitaG) 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Andere Behörden (u.a. Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Landesamt für Soziales, Jugend und 
Versorgung) 

 Träger und Einrichtung der jeweiligen Kindertagesstätte 
 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Unterlagen mit Bezug zu Ihnen oder Ihrem Kind werden in der Regel zwei Jahre nachdem Ihr Kind 
die Einrichtung verlassen hat zum Jahresende datenschutzgerecht vernichtet. Unterlagen zur Festset-
zung des Elternbeitrages werden in der Regel zehn Jahren nachdem Ihr Kind die Einrichtung verlassen 
hat zum Jahresende datenschutzgerecht vernichtet. 

 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Hundesteuer) der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 
 
Vorwort  
Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung personenbezogener Daten zu abgaberecht-
lichen Zwecken, soweit die Abgabenordnung (AO) und das Kommunalabgabengesetz (KAG) unmittelbar 
oder mittelbar anzuwenden sind sowie zu Zwecken der Einziehung rückständiger Forderungen, soweit 
das Landesverwaltungsvollstreckungsgesetz (LVwVG) Anwendung findet.  
 
Daten sind personenbezogen, wenn sie einer natürlichen Person zugeordnet werden können.  
 
Keine personenbezogenen Daten sind anonymisierte oder pseudonymisierte Daten.  
Wenn durch das Sachgebiet Steuern und Gebühren der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene 
Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung 
und -bereitstellung aber auch Datenlöschung.  
Im Folgenden informieren wir darüber, welche personenbezogenen Daten wir erheben und bei wem wir 
sie erheben. Außerdem informieren wir über die Rechte in Datenschutzfragen und an wen sich die Be-
troffenen diesbezüglich wenden können.  
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Fachbereich 1 Zentrale Dienste  
Sachgebietsgruppe Finanzen 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Hundesteuer:  Tel.: 0261/6503-144, -156  
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte der Verbandsgemeinde 
Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Wir verarbeiten personenbezogene Daten im Einklang mit den Bestimmungen der Europäischen Daten-
schutz-Grundverordnung (EU-DSGVO), der Abgabenordnung (AO) sowie des Landesdatenschutzgeset-
zes (LDSG), um im Rahmen der Überwachung sicherzustellen, dass rechtliche Verpflichtungen erfüllt und 
Ge- und Verbote des Landeshundegesetzes sowie der Ortssatzung über die Erhebung der Hundesteuer 
befolgt werden. Außerdem werden die Daten zur Erhebung der Hundesteuer verwendet. 



 
2.1 Verarbeitung zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt,  
Art. 6 Abs. 1 Buchst. e), Abs. 3 EU-DSGVO  
  
Zur Erfüllung unserer hoheitlichen Aufgaben, die Abgaben nach den Vorschriften der Abgabenordnung, 
des Kommunalabgabengesetzes sowie der einschlägigen Steuer- und sonstigen Gesetze, der Zivilpro-
zessordnung sowie Ortssatzung über die Erhebung der Hundesteuer gleichmäßig festzusetzen, zu erhe-
ben und auf Grundlage des Verwaltungsvollstreckungsgesetzes durchzusetzen, benötigen wir personen-
bezogene Daten.  
  
Die personenbezogenen Daten werden in dem Verwaltungsverfahren verarbeitet, für das sie erhoben wur-
den. Nur in den gesetzlich ausdrücklich zugelassenen Fällen dürfen wir die zur Durchführung eines Ver-
fahrens erhobenen personenbezogenen Daten auch für andere Zwecke verarbeiten.  
  
2.2 Verarbeitung aufgrund einer Einwilligung, Art. 6 Abs. 1 Buchst. a) EU-DSGVO  
  
Soweit eine Einwilligung zur Verarbeitung personenbezogener Daten für bestimmte Zwecke  
(z. B. Kontodaten im Rahmen eines SEPA-Lastschriftmandates oder für Erstattungen) erteilt wurde, ist die 
Rechtsgrundlage für die Verarbeitung dieser Daten die erteilte Einwilligung.  
  
2.3 Verarbeitung zur Erfüllung rechtlicher Verpflichtungen, Art. 6 Abs. 1 Buchst. c) EUDSGVO  
  
Darüber hinaus verarbeiten wir personenbezogene Daten auch zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungs-
pflichten nach der Gemeindehaushaltsverordnung bzw. der Abgabenordnung  
(nähere Erläuterungen hierzu unter Punkt 6).  
 
3. Art der personenbezogenen Daten  
  
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten:  
  
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, außerdem erheben wir die von Ihnen gemachten Angaben zur Hunderasse, dem 
Geburtsdatum, der Herkunft und Anschaffungstag. 
 
Die personenbezogenen Daten erheben wir in der Regel bei den Betroffenen selbst, z. B. durch Abga-
beerklärungen, Anträge, Formblätter.  
  
Darüber hinaus erheben wir personenbezogene Daten bei Dritten, soweit diese gesetzlich zur Mitteilung 
an uns verpflichtet oder befugt sind, wie z. B.  
  

 Amtsgerichte (Handels-, Vereins- und Gewerberegister, Grundbuch),  
 Vermögensverzeichnisregister bei den Zentralen Vollstreckungsgerichten,  
 Bundeszentralregister, Steuerämter,  
 Einwohnermeldebehörden, Gewerbeämter und Ordnungsbehörden  

 
oder wenn die Betroffenen gegenüber Dritten eine entsprechende Einwilligung zur Datenübermittlung er-
teilt haben.  
  
Können wir einen Sachverhalt nicht mit Hilfe der Betroffenen aufklären oder verspricht eine Nachfrage 
keinen Erfolg, dürfen wir die betreffenden personenbezogenen Daten auch durch Nachfragen bei Dritten 
erheben (z. B. bei Finanzämtern, Bundeszentralamt für Steuern, SCHUFA Holding AG).  
    
4. Weitergabe Ihrer Daten an Dritte  
 
Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Steuergeheimnis gemäß § 30 AO, 
dem Datenschutz nach den Bestimmungen der EU-DSGVO sowie des LDSG.  
  



Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann an 
andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechtsbehelfs-
verfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, wenn die 
Weitergabe gesetzlich zugelassen ist.  Im Falle der Abgabe des Hundes sind bei der Abmeldung Name 
und Anschrift des Erwerbers anzugeben. Falls der Erwerber in einer anderen Gemeinde wohnt oder der 
Halter in eine andere Gemeinde umzieht, wird diese unterrichtet (§3 Abs. 2 der Ortssatzung über die 
Erhebung der Hundesteuer). 
 
5. Art der Datenverarbeitung  
  
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten im weitgehend automationsgestützten Abgabeverfahren 
erfolgt zumeist in maschinellen Verfahren der Festsetzung und Erhebung der Abgaben und sonstigen 
Forderungen. Wir setzen dabei technische und organisatorische Sicherheitsmaßnahmen ein, um die per-
sonenbezogenen Daten gegen unbeabsichtigte oder unrechtmäßige Veränderung, Vernichtung bzw. Ver-
lust sowie gegen unbefugte Offenbarung oder unbefugten Zugang zu schützen.  
  
Rechtsverbindliche Entscheidungen treffen wir nur dann auf der Grundlage einer „vollautomatisierten“ 
Verarbeitung der personenbezogenen Daten, wenn dies gesetzlich zuglassen ist, z. B. für den „vollauto-
matischen Abgabenbescheid“ gemäß § 155 Abs. 4 Abgabenordnung.  
  
 
6. Dauer der Speicherung Ihrer personenbezogenen Daten  
  
Die personenbezogenen Daten werden so lange gespeichert, wie dies für das jeweilige Verfahren erfor-
derlich ist. Maßstab hierfür sind insbesondere die abgabenrechtlichen Verjährungsfristen gemäß §§ 169 
– 171 Abgabenordnung (AO), §§ 195, 197 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB). 
 
Die betreffenden personenbezogenen Daten dürfen auch gespeichert werden, um sie für künftige abga-
benrechtliche Verfahren zu verarbeiteten (§ 88a AO) sowie im Vollstreckungsverfahren (§ 25h LVwVG) zu 
verarbeiten.  
  
Des Weiteren werden Ihre Daten zur Erfüllung gesetzlicher Aufbewahrungspflichten gemäß der Abgaben-
ordnung (§§ 146 – 148 AO) und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO) gespeichert. Die dort 
vorgegebenen Fristen betragen bis zu 10 Jahre.  
  
 
7. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
  
Nach der EU-Datenschutz-Grundverordnung (EU-DSGVO) steht jeder betroffenen Person in Bezug auf 
ihre personenbezogenen Daten das Recht auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, Einschränkung der Ver-
arbeitung und auf Widerspruch zu. Für die Realsteuern gelten neben der EU-DSGVO auch die §§ 32c bis 
32f AO.  
  
Ein Recht auf Datenübertragbarkeit gemäß Art. 20 EU-DSGVO ist nicht gegeben, da die Verarbeitung der 
personenbezogenen Daten für die Wahrnehmung einer Aufgabe erforderlich ist, die im öffentlichen Inte-
resse liegt bzw. in Ausübung öffentlicher Gewalt erfolgt, Art. 20 Abs. 3 EU-DSGVO.  
  
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzisiert 
werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem An-
trag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und zum Ver-
fahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
  
 



 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen das 
Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
  
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann jedoch 
nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist, 
Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  
  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
  
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung der 
Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Geltend-
machung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
  
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus ihrer 
besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren Ver-
arbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verarbeitung 
verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
  
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind.  
  
  
  
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 
8. Weitergehende Informationen  
  
Weitergehende Informationen können unter anderem dem BMF-Schreiben zum Datenschutz im Steuer-
verwaltungsverfahren vom 12. Januar 2018 (siehe Bundessteuerblatt 2018 Teil I S. 183) und auf den 
Internetseiten des Bundesministeriums der Finanzen (http://www.bundesfinanzministerium.de  unter der 
Rubrik Themen – Steuern – Steuerverwaltung & Steuerrecht – Abgabenordnung – BMF-Schreiben / All-
gemeines) entnommen werden.  
  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Haushalts-, Kassen- und Rech-
nungswesen) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Finanzen der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-165, -167, -158, -159 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Abgaben oder die Vollstreckung 
von Geldforderungen - erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n) sowie Name und vollständige Anschrift der / des Zahlungspflichtigen. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften. Die von 
Ihnen bereitgestellten Daten sind für die Durchführung des Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen 
erforderlich. Die Nicht-Bereitstellung Ihrer Daten kann zu Ermittlungsmaßnahmen führen. Zudem müs-
sen Sie mit einer für Sie negativen Sachentscheidung rechnen. 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Absicherung der kompletten Buchführung und des Zahlungsverkehrs, 
 Mahnungen öffentlicher und privat-rechtlicher Forderungen, 
 Ausführung des Haushaltplanes, 
 Kommunale Vermögensverwaltung 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 Abgabenordnung 
 Kommunales Abgabengesetz 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 30 Jahre. 
 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 - Natürliche Lebensgrundlagen und 
Bauen (Hausnummervergabe) der Verbandsgemeinde 
Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 2 - Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen (Hausnummervergabe) 
- der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Da-
tenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130, -133, -149, -195 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, , Vor- und 
Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Vergabe einer Hausnummer auf Antrag für ein neu zu errichtendes, ein neu erbautes oder auch ein be-
stehendes Gebäude zu vergeben. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 
 § 126 (3) Baugesetzbuch (BauGB) 
 Landesstraßengesetz (LStrG) 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Integrierte Leitstelle Koblenz 
 EVM Bendorf 
 Vermessungs- und Katasteramt Osteifel – Hunsrück 
 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 
 Grundbuchamt Koblenz 

 
 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Nach Vergabe der Hausnummer werden die zu diesem Zwecke erhobenen personenbezogenen Da-
ten im Fachbereich 1 (Finanzen) sowie in der Meldebehörde und dem Fachbereich 2 (Bauangelegen-
heiten) weiter verarbeitet.



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 

 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gewerbe) der Verbands-
gemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gewerbe) - der Verbandsgemeinde Vallendar 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwen-
dung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-173 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Name, Geburtsdatum, Geburtsort,  Staatsangehörigkeiten, Geburtsland, Geschlecht, Anschrift, Telefon-
nummer, E-Mail, Homepage, Aufenthaltsgenehmigung, Handwerkskarte, Erlaubnis, Funktion im Sinne 
des Gewerbes (Betriebsinhaber, Gesellschafter, gesetzlicher Vertreter ...), Angaben zum Betrieb, Einge-
tragener Name oder Betriebsbezeichnung, Registergericht und Ort, Register Nr., Datum der Eintragung, 
Zahl der geschäftsführenden Gesellschafter / Zahl der gesetzlichen Vertreter, Betriebsart, Niederlas-
sungsart, Rechtsform, Vertretungsberechtigte Person, Anschrift der Betriebsstätte, Anschrift der Haupt-
niederlassung, Frühere / künftige Betriebsstätte, Früherer Inhaber, Tätigkeiten, Erlaubnisbedürftige 



Tätigkeit, Anzahl der beschäftigten Personen (Teilzeit/Vollzeit), Handwerkskarte/Erlaubnis, Gründe der 
Meldung, Verdachtsmomente auf Scheinselbständigkeit / Schwarzarbeit. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Führung eines Gewerberegisters 
 Erteilung von Gewerbeerlaubnissen 
 Gewerbeanzeigen entgegenzunehmen und zu bestätigen 
 Wanderlageranzeigen 
 Marktfestsetzungen 
 Gewerbeuntersagungsverfahren 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gewerbeordnung (GewO) 
 Landesverordnung über Zuständigkeiten im Gewerberecht (GewRZustV RP) 
 Gaststättengesetz (GastG) 
 Landesverordnung zur Ausführung des Gaststättengesetzes (GastVO) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 
Die in § 14 Abs. 8 Gewerbeordnung genannten Stellen, wie z.B.: 

 Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
 Landesamt für Immissionsschutz 
 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
 Zollverwaltung 
 Kreisverwaltung, Lebensmittelüberwachung 
 Landesamt für Statistik 
 Eichamt 
 Steueramt/ Finanzamt 
 Registergerichte 
 Bundesagentur für Arbeit 
 Bundeszentralregister, Gewerbezentralregister 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Gewerbedaten werden dauernd datenschutzgerecht aufbewahrt. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gefährliche Hunde) der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gefährliche Hunde) - der Verbandsgemeinde 
Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, 
-verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-125 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontakt-daten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  
 
 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 

 Erteilung einer Erlaubnis zur Haltung von Gefährlichen Hunden 
 Verfahren zur Prüfung einer etwaigen Gefährlichkeit eines Hundes 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Landeshundegesetz 
 POG 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Polizeiliche Behörden 
 Veterinäramt der Kreisverwaltung Mayen-Koblenz 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Diese Akten werden nach Beendigung des Verfahrens nach 10 Jahren vernichtet. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gaststätten) der Ver-
bandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 3 – Bürgerdienste (Gaststätten) - der Verbandsgemeinde Vallendar 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwen-
dung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-173, -167 (Spielhallen) 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personen- und betriebsbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten 
haben. Es handelt sich dabei um Daten zur Person sowie zum Betrieb, sogenannte Stamm- und Kom-
munikationsdaten und um Zahlungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Ad-
resse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften. 
 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Erteilung einer Gaststättenerlaubnis/ Erteilung einer vorübergehenden Gaststättenerlaubnis, Erteilung 
einer Gestattung. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gaststättengesetz 
 Landesverordnung zur Ausführung des Gaststättengesetzes (Gaststättenverordnung - GastVO -) 

 
 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Industrie- und Handelskammern, Handwerkskammern 
 Landesamt für Immissionsschutz 
 Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 
 Zollverwaltung 
 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz, Lebensmittelüberwachung sowie Bauaufsicht 
 Landesamt für Statistik 
 Eichamt 
 Steueramt/ Finanzamt 
 Registergerichte 
 Bundesagentur für Arbeit 
 Bundeszentralregister, Gewerbezentralregister 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Gaststättenakten werden in der Regel nach 10 Jahren der Ab-meldung datenschutzgerecht vernich-
tet. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 – Natürliche Lebensgrundlagen und 
Bauen (Friedhofswesen) der Verbandsgemeinde Val-
lendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch den Fachbereich 2 – Natürliche Lebensgrundlagen und Bauen - der Verbandsge-
meinde Vallendar personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -spei-
cherung, -verwendung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-147, -137 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburts- und Sterbedaten und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer,  
E-Mail-Adresse, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Be-
vollmächtigte(n). 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Durchführung von Aufgaben im Friedhofs- und Bestattungswesen 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Bestattungsgesetz Rheinland-Pfalz (BestG), 
 Friedhofs- und Friedhofsgebührensatzungen der angeschlossenen Ortsgemeinden, 
 Gesetz über Ordnungswidrigkeiten(OWiG), 
 Verwaltungsverfahrensgesetz (VwVfG), 
 Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) 

 
 

4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche  
 
Extern: 

 Die mit der Bestattung oder Beisetzung beauftragten Gewerbetreibenden 
 Den Friedhofsträger 
 Deutsche Meldebehörden 
 Gerichtsvollzieher 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Ihre Daten werden nach der Erhebung so lange gespeichert, wie dies unter Beachtung der gesetzli-
chen Bestimmungen erforderlich ist. In der Regel ist von einer dauerhaften Speicherung auszugehen. 

 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Sicherheit, Ordnung und Verkehr (Feuer-
wehrwesen) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Sicherheit, Ordnung und Verkehr der Verbandsgemeinde Vallendar 
personenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwen-
dung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-175, -166 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie den Brand- und Katastrophenschutz- erforderlich 
sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n) sowie Name und vollständige Anschrift der / des Zahlungspflichtigen. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Personalsachbearbeitung für die Freiwillige Feuerwehr 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz, 
 Landesbrand- und Katastrophenschutzrecht (LBKG) 
 Feuerwehrverordnung (FwVO) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 Wehrleitung / Wehrführung der Feuerwehren VG Vallendar 

 
Extern: 

 Ministerium des Inneren und für Sport (Ehrungen) 
 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz (Ehrungen, Aus- und Weiterbildung) 
 Landesfeuerwehr- und Katastrophenschutzschule (Aus- und Weiterbildung) 
 Landesfeuerwehrverband (Ehrungen, Aus- und Weiterbildung) 
 Kreisfeuerwehrverband (Ehrungen) 
 Drittanbieter für Lehrgänge/Seminare (Aus- und Weiterbildung) 

 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der  
datenschutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 
bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung 
(EU-DSGVO) im Sachgebiet Bürgerdienste  
(Einwohnermeldeamt) der Verbandsgemeinde  
Vallendar  

 
 
Vorbemerkung  
Wer eine Wohnung bezieht, ist grundsätzlich verpflichtet, sich innerhalb von zwei Wochen nach 
dem Einzug bei der Meldebehörde anzumelden (§ 17 Absatz 1 Bundesmeldegesetz - BMG) und 
die zur ordnungsgemäßen Führung des Melderegisters erforderlichen Auskünfte zu geben (§ 25 
Nummer 1 BMG). Wer aus einer Wohnung auszieht und keine neue Wohnung im Inland bezieht 
hat sich innerhalb von zwei Wochen nach dem Auszug abzumelden (§ 17 Absatz 2 BMG) und 
die zur ordnungs-gemäßen Führung des Melderegisters erforderlichen Auskünfte zu geben (§ 25 
Nummer 1 BMG). Wer Einzugsmeldungen nicht, nicht richtig oder verspätet abgibt, sich nicht 
oder verspätet abmeldet oder eine Mitwirkungspflicht verletzt, handelt ordnungswidrig und kann 
mit einer Geldbuße bis zu 1.000 Euro belegt werden. 
 
 
1. Verantwortlicher und Ansprechpartner  
 
Verantwortlich für die Verarbeitung Ihrer Daten ist:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar  
Fachbereich 3 - Bürgerdienste  
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
  
Tel.: 0261/6503-184, -185, -186, -199 
 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 
 
 
  
2. Beauftragte oder Beauftragter für den Datenschutz:  
 
Ansprechpartner für Belange des Datenschutzes ist die Datenschutzbeauftragte  
der Verbandsgemeinde Vallendar:  
  
Verbandsgemeinde Vallendar 
Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar, Tel.:  0261/6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 



 

 

3. Zwecke und Rechtsgrundlagen der Datenverarbeitung  
  
Die Meldebehörde hat nach § 2 Absatz 1 BMG personenbezogene Daten über die in ihrem Zu-
ständigkeitsbereich wohnhaften Personen (Einwohner) zu registrieren, um deren Identität und 
Wohnungen feststellen und nachweisen zu können. Die in den Melderegistern gespeicherten per-
sonenbezogenen Daten werden von der Meldebehörde genutzt, um nach Maßgabe der Vorschrif-
ten über Melderegisterauskünfte (§§ 44 ff. BMG) und Datenübermittlungen (§§ 33 ff. BMG) den 
berechtigten Informationsbedürfnissen sowohl nicht-öffentlicher Stellen und Privatpersonen als 
auch öffentlicher Stellen Rechnung zu tragen sowie bei der Durchführung von Aufgaben anderer 
öffentlicher Stellen mitzuwirken (§ 2 Absatz 3 BMG). Zu bestimmten Anlässen erfolgen regelmä-
ßige Datenübermittlungen (§§ 36, 43 BMG; 1. und 2. Bundesmeldedatenübermittlungsverord-
nung) an andere öffentliche Stellen sowie nach § 42 BMG an öffentlich-rechtliche Religionsge-
sellschaften. Darüber hinausgehende, auch regelmäßige Datenübermittlungen erfolgen aufgrund 
der Bestimmung durch Bundes- oder Landesrecht, in dem die jeweiligen zugrunde liegenden An-
lässe und Zwecke der Datenübermittlung, die Empfänger und die zu übermittelnden Daten be-
nannt werden. 
   
 
4. Kategorien von Empfängern von personenbezogenen Daten  
 

a) Die Meldebehörde darf an andere öffentliche Stellen im Inland (siehe § 2 Bundesdatenschutzge-
setz), öffentlich-rechtliche Religionsgesellschaften und den Suchdienste aus dem Melderegister 
Daten übermitteln, oder Daten innerhalb der Verwaltungseinheit (Gemeinde) weitergeben, soweit 
dies zur Erfüllung ihrer eigenen oder in der Zuständigkeit des Empfängers liegenden Aufgaben 
erforderlich ist.  

b) Privatpersonen und nicht-öffentliche Stellen erhalten auf Antrag eine gebührenpflichtige Auskunft 
über einzelne personenbezogene Daten unter der Voraussetzung, dass die betroffene Person von 
der Meldebehörde aufgrund der Angaben des Antragstellers eindeutig identifiziert werden kann. 
Über eine Vielzahl nicht namentlich bezeichneter Personen kann Privatpersonen und nicht-öffent-
lichen Stellen auf Antrag Auskunft über die Zugehörigkeit zu einer Gruppe (z.B. ein bestimmter 
Geburtsjahrgang) und über bestimmte personenbezogene Daten erteilt werden, wenn ein öffent-
liches Interesse festgestellt werden kann.  
Ausländische Stellen außerhalb der Europäischen Union werden nicht-öffentlichen Stellen gleich-
gesetzt.  

c) Parteien, Wählergruppen und andere Träger von Wahlvorschlägen können im Zusammenhang 
mit Wahlen und Abstimmungen auf staatlicher und kommunaler Ebene Meldedaten erhalten.  

d) Mandatsträger, Presse und Rundfunk dürfen bei Alters- und Ehejubiläen die mit diesem besonde-
ren Zweck in unmittelbarem Zusammenhang stehenden Daten erhalten.  

e) Adressbuchverlage dürfen zum Zwecke der Veröffentlichung in gedruckten Adressbüchern ledig-
lich einzelne abschließend aufgezählte Daten aller volljährigen Einwohner von der Meldebehörde 
erhalten.  

f) Der Wohnungseigentümer/ Wohnungsgeber hat einen Anspruch auf Auskunft über die in seiner 
Wohnung gemeldeten Einwohner, soweit er ein rechtliches Interesse glaubhaft macht. Er kann 
sich darüber hinaus durch Rückfrage bei der Meldebehörde davon überzeugen, dass sich die Per-
son, deren Einzug er bestätigt hat, bei der Meldebehörde angemeldet hat.  

g) An öffentliche Stellen in anderen Mitgliedsstaaten der Europäischen Union und des Europäischen 
Wirtschaftsraums (EWR) sowie an Organe und Einrichtungen der Europäischen Union oder der 
Europäischen Atomgemeinschaft ist eine Datenübermittlung im Rahmen von Tätigkeiten, die ganz 
oder teilweise in den Anwendungsbereich des Rechts der Europäischen Union fallen, zulässig, 
soweit dies zur Erfüllung der in der Zuständigkeit der Meldebehörde oder in der Zuständigkeit des 
Empfängers liegenden öffentlichen Aufgaben erforderlich ist. Voraussetzung für die Übermittlung 
innerhalb des EWR ist, dass die EWR-Staaten den Inhalt der Datenschutz-Grundverordnung über-
nehmen.   

 



 

 

5. Dauer der Speicherung  
 
Nach dem Wegzug oder Tod des Einwohners hat die Meldebehörde alle Daten, die nicht der 
Feststellung der Identität und dem Nachweis der Wohnung dienen sowie nicht für Wahl- und 
Lohnsteuerzwecke oder zur Durchführung von staatsangehörigkeitsrechtlichen Verfahren erfor-
derlich sind, unverzüglich zu löschen. Nach Ablauf von fünf Jahren seit Wegzug oder Tod des 
Einwohners werden die zur Erfüllung der Aufgaben der Meldebehörden gespeicherten Daten für 
die Dauer von 50 Jahren aufbewahrt und durch technische und organisatorische Maßnahmen 
gesichert. Während dieser Zeit dürfen die Daten mit Ausnahme des Familiennamens und der 
Vornamen sowie früheren Namen, des Geburtsdatums, des Geburtsortes sowie bei Geburt im 
Ausland auch des Staates, der derzeitigen und früheren Anschriften, des Auszugsdatums sowie 
des Sterbedatums, des Sterbeortes sowie bei Versterben im Ausland auch des Staates nicht 
mehr verarbeitet werden. Für die in § 13 Abs. 2 Satz 3 BMG bestimmten Fälle gilt das Verbot der 
Verarbeitung nicht. Für bestimmte Daten gelten nach § 14 Absatz 2 BMG kürzere Löschungsfris-
ten.  
 
 
6. Ihre Datenschutzrechte  
  
Jede von einer Datenverarbeitung betroffene Person hat nach der Datenschutz-Grundverordnung (DS-
GVO) insbesondere folgende Rechte:  
 

a) Auskunftsrecht über die zu ihrer Person gespeicherten Daten und deren Verarbeitung (Artikel 15 
DS-GVO).  

b) Recht auf Datenberichtigung, sofern ihre Daten unrichtig oder unvollständig sein sollten (Artikel 
16 DS-GVO).  

c) Recht auf Löschung der zu ihrer Person gespeicherten Daten, sofern eine der Voraussetzungen 
von Artikel 17 DS-GVO zutrifft.  
Das Recht zur Löschung personenbezogener Daten besteht ergänzend zu den in Artikel 17 Absatz 
3 DS-GVO genannten Ausnahmen nicht, wenn eine Löschung wegen der besonderen Art der 
Speicherung nicht oder nur mit unverhältnismäßig hohem Aufwand möglich ist. In diesen Fällen 
tritt an die Stelle einer Löschung die Einschränkung der Verarbeitung gemäß Artikel 18 DS-GVO. 

d) Recht auf Einschränkung der Datenverarbeitung, sofern die Daten unrechtmäßig verarbeitet wur-
den, die Daten zur Geltendmachung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen der be-
troffenen Person benötigt werden oder bei einem Widerspruch noch nicht feststeht, ob die Inte-
ressen der Meldebehörde gegenüber denen der betroffenen Person überwiegen (Artikel 18 Absatz 
1 lit. b, c und d DS-GVO).  
Wird die Richtigkeit der personenbezogenen Daten bestritten, besteht das Recht auf Einschrän-
kung der Verarbeitung für die Dauer der Richtigkeitsprüfung. 

e) Widerspruchsrecht gegen bestimmte Datenverarbeitungen, sofern an der Verarbeitung kein 
zwingendes öffentliches Interesse besteht, das die Interessen der betroffenen Person überwiegt, 
und keine Rechtsvorschrift zur Verarbeitung verpflichtet (Artikel 21 DS-GVO). 
Nähere Informationen zum Widerspruchsrecht nach dem Bundesmeldegesetz können 
den Hinweisen auf dem Meldeschein entnommen werden. 

 
 
7. Widerrufsrecht bei Einwilligungen  
 
Die Übermittlung personenbezogener Daten für Zwecke der Werbung oder des Adresshandels 
ist nur zulässig, wenn die betroffene Person eingewilligt hat (Artikel 6 Absatz 1 lit. a DS-GVO). 
Die Einwilligung kann nach Artikel 7 Absatz 3 DS-GVO jederzeit gegenüber der Stelle widerrufen 
werden, gegenüber der die Einwilligung zuvor erteilt wurde.  
 
 



 

 

8. Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Auf-
sichtsbehörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen 
Daten gegen die DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang 
nachgekommen sind.  
  
 
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist  
  
 
Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Telefon: 0 61 31 / 208-2449 
E-Mail: poststelle@datenschutz.rlp.de  
  
 



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutzrechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der EU-
Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im Fachbe-
reich 1 - Zentrale Dienste (Bewerbungsverfahren) der 
Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen angegebenen Daten im Rahmen des Bewerbungsverfahrens, welche zum 
Verfahren bzw. zur Eingehung des Arbeitsverhältnisses / Dienstverhältnisses erforderlich sind. Wenn 
durch den Fachbereich 1 – Zentrale Dienste - der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-155, -128, -123 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse, Geburtsdaten, Religionszugehörigkeit und ggf. Nachweis einer Schwer-
behinderung, Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und Nachname des/der (gesetzli-
chen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Daten über den beruflichen Werdegang, Zeugnisse, 
Fortbildungsnachweise. 
 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften.  



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Durchführung von Bewerbungsverfahren 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Art. 88 Abs. 1 DSGVO i.V.m. § 20 Landesdatenschutzgesetz (LDSG) 
 § 26 Abs. 1 BDSG 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen.  

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Personalstelle der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fach-
bereichsleitungen sowie der Personalvertretungen, Gleichstellungsbeauftragten und ggfs. Schwerbehin-
dertenvertretung. 
 
Extern: 
Eine Weitergabe Ihrer personenbezogenen Daten an Dritte findet ausschließlich bei einer Einstellungs-
absicht statt. 
 
Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. Bei Nichtberücksichtigung einer Bewerberin/ eines Bewerbers erfolgt die Löschung der personenbe-
zogenen Daten gem. § 61b Abs. 1 ArbGG i.V.m. § 15 AGG sechs Monate nach Beendigung des Bewer-
bungsverfahrens. 

 
 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Sachgebiet Finanzen (Ausbau- und Erschließungs-bei-
träge) der Verbandsgemeinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Beiträge der Verbandsgemeinde Vallendar personenbezogene Daten 
verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwendung, -übermittlung und -
bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-181 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten und um Zah-
lungsdaten, die für die Erfüllung der Aufgaben - wie die Erhebung von Beiträgen oder die Vollstreckung 
von Geldforderungen - erforderlich sind. Die Gemeinden sind gemäß §§ 7, 8 und 9 Kommunalabgaben-
gesetz in Verbindung mit der jeweiligen Satzung der Gemeinde über die Erhebung eines Straßenaus-
baubeitrages verpflichtet, von den Eigentümern, Miteigentümern und Erbbauberechtigten von Grundstü-
cken Beiträge für den Ausbau von Straßen und Wegen zu erheben. 
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Kassenzei-
chen, Bankverbindung, Vor- und Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmäch-
tigte(n). Angaben zum Grundbesitz (Ort, Straße, Hausnummer, Gemarkung, Flur, Flurstück, 



Grundbuchdaten, Grundstücksgröße, Breite des Grundstücks an der Straße, Länge des Grundstücks in 
der Tiefe, Anzahl der Vollgeschosse, Ausbauzustand des Dachgeschosses, Nutzfläche des Dachge-
schosses mit einer Deckenhöhe ab 2,30 m, gewerbliche Nutzung, Wohnnutzung, Nutzfläche Kellerge-
schoss mit Deckenhöhe ab 2,30 m, Außenmaße weiterer Nebengebäude wie Stall Schuppen, Garten-
haus etc.) sowie Name und vollständige Anschrift der / des Beitragspflichtigen. 
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
Wir verarbeiten Ihre Daten unter Berücksichtigung der datenschutzrechtlich relevanten Bestimmungen 
der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), des Landesdatenschutzgesetz Rheinland-Pfalz (LDSG), 
des KAG, der §§ 1, 127 - 135 c, 136 - 141, 165 - 170, 171 a - e, § 172, § 200 Baugesetzbuch (BauGB), 
Baunutzungsverordnung (BauNVO) und die aufgrund dieser Rechtsvorschriften erlassenen kommuna-
len Satzungen; des Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz (VwVG), des Landesverwaltungsvollstreckungs-
gesetz Rheinland-Pfalz (LVwVG). 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
 zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung, der die Stadt Vallendar unterliegt, Artikel 6 Absatz 1 

Buchstabe c) DSGVO (Erhebung von Erschließungs- und Straßenausbaubeiträgen) 
 zur Wahrnehmung einer Aufgabe, die im öffentlichen Interesse liegt oder in Ausübung öffentli-

cher Gewalt erfolgt, die der Stadt Vallendar übertragen wurde, Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe e) 
DSGVO 

 zur Erfüllung von vertraglichen Pflichten (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b) DSGVO), insbeson-
dere zur Durchführung der mit Ihnen geschlossenen Verträge beziehungsweise Erfüllung der 
von Ihnen beauftragten Leistungen 

 im Rahmen der Interessenabwägung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO): soweit erforder-
lich verarbeiten wir Ihre Daten zur Wahrung berechtigter Interessen von uns oder Dritten auf-
grund Ihrer Einwilligung (Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO) 

 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Gemeindeordnung sowie Gemeindehaushaltsverordnung für Rheinland-Pfalz, 
 §§ 9, 10 und 10 a Kommunalabgabengesetz (KAG), 
 §§ 127 ff, Baugesetzbuch (BauGB) 
 Gemeindesatzungen 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 
Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Bundeszentralamt für Steuern, Strafverfolgungsbehörden) weitergeben, 
wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 



5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Die konkrete Speicherdauer ist abhängig von dem Zweck der Datenverarbeitung sowie von gesetzlichen 
Aufbewahrungspflichten gemäß des KAG und der Gemeindehaushaltsverordnung (§ 30 GemHVO). Die 
dort vorgegebenen Fristen betragen bis zu 30 Jahre. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



 

Allgemeine Informationen zur Umsetzung der daten-
schutz- rechtlichen Vorgaben der Artikel 12 bis 14 der 
EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO) im 
Fachbereich 2 „Natürliche Lebensgrundlagen und  
Bauen“ (Bauvoranfragen / Bauanträge) der Verbandsge-
meinde Vallendar  

 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

Welche Daten im Einzelnen verarbeitet und in welcher Weise genutzt werden, richtet sich maßgeblich 
nach den jeweils von Ihnen beantragten Leistungen beziehungsweise nach der Art der öffentlichen Auf-
gabe. Wenn durch das Sachgebiet Bauvoranfragen / Bauanträge der Verbandsgemeinde Vallendar per-
sonenbezogene Daten verarbeitet werden, bedeutet dies die Datenerhebung, -speicherung, -verwen-
dung, -übermittlung und -bereitstellung aber auch Datenlöschung. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Verbandsgemeinde Vallendar 
für die Stadt Vallendar oder die Ortsgemeinden Urbar, Weitersburg, Niederwerth 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130, -149, -133 
E-Mail: rathaus@vg-vallendar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen und anderen Stellen erhalten haben. Es 
handelt sich dabei um Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten, Grundstücks-
daten, die für die Erfüllung der Aufgaben erforderlich sind.  
 
Wir verarbeiten insbesondere folgende personenbezogene Daten: 
Vor- und Nachname, Adresse und ggf. Kontaktdaten wie Telefonnummer, E-Mail-Adresse, Vor- und 
Nachname des/der (gesetzlichen) Vertreter(s), des/der Bevollmächtigte(n), Grundstücksdaten aus dem 
Liegenschaftskataster sowie Baupläne. 
Die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten beruht auf den gesetzlichen Vorschriften 



3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Ihre Daten werden erhoben, um Ihre Bauvoranfragen, Ihren Bauanträge oder Ihre Befreiungsanträge 
bearbeiten zu können. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 c) und e) DSGVO sowie ggf. Art. 6 Abs. 2 DSGVO 
 Baugesetzbuch (BauGB) 
 §§ 62 ff. Landesbauordnung (LBauO) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Ihre personenbezogenen Daten werden – soweit erforderlich – weiterge-
geben an: 

Intern: 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der verantwortlichen Stelle, insbesondere der Fachbereiche 
 
Extern: 

 Kreisverwaltung Mayen-Koblenz als Untere Bauaufsichtsbehörde 
 Bezirksschornsteinfeger 
 Ingenieur- und Planungsbüros.  

 
Übermittlung von personenbezogenen Daten an ein Drittland (Art. 13 Abs. 1 lit. f) DSGVO) 
Es ist nicht vorgesehen, Ihre personenbezogenen Daten an ein Drittland/ eine internationale Organisa-
tion zu übermitteln. 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
Wir speichern die Daten entsprechend der gesetzlichen Vorgaben. Ihre persönlichen Daten werden nur 
solange verarbeitet und gespeichert wie es für die Erfüllung der entsprechenden Aufgabe erforderlich 
ist. 

Bauantrags- und Baugenehmigungsdaten (einschließlich Genehmigungsfreistellungsdaten)  sind grund-
stücksbezogen. Sie dürfen grundsätzlich nicht gelöscht werden, weil sie Bestandsschutz genießen. 



6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten gegen die 
DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen sind. 6  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  



Allgemeine Informationen zur Umsetzung der datenschutz- rechtlichen Vorgaben 
der Artikel 12 bis 14 der EU-Datenschutz- Grundverordnung (EU-DSGVO)  
Anfragen zur Anmietung des Bürgerhauses 
 

Mit den folgenden Hinweisen informieren wir Sie über die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
und die Ihnen nach dem Datenschutzrecht zustehenden Ansprüche und Rechte. 

 

1. Wer ist für die Datenverarbeitung verantwortlich und an wen kann ich mich wenden? 
 
Verantwortliche Stelle ist: 
 
Ortsgemeinde Urbar 
Arenberger Str. 33a 
56182 Urbar 
Telefon: 0261 / 66270 
E-Mail: ortbuergermeisterin@urbar.de  
 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie wie folgt: 

Claudia Meißner 
Rathausplatz 13 
56179 Vallendar 
Telefon: 0261 / 6503-130 
E-Mail: datenschutz@vg-vallendar.de 
 
 
2. Welche Daten werden verarbeitet und woher kommen sie? 

Wir verarbeiten personenbezogene Daten, die wir von Ihnen erhalten haben. Es handelt sich dabei um 
Daten zur Person, sogenannte Stamm- und Kommunikationsdaten.  
 
 
3. Wofür verarbeiten wir Ihre Daten (Zweck der Datenverarbeitung) und auf welcher Rechts-
grundlage? 
 
Die Datenerhebung erfolgt zu folgenden Zwecken: 
Sie haben uns Ihre Daten im Rahmen einer Anfrage zur Anmietung des Bürgerhauses in der Ortsge-
meinde Urbar zur Verfügung gestellt. Die Ortsgemeinde Urbar hat als Eigentümerin die Möglichkeit ei-
nen Mietvertrag für das Bürgerhaus mit Ihnen abzuschließen. Dafür ist die Verarbeitung Ihrer personen-
bezogenen Daten erforderlich, der Datenverarbeitung haben Sie mit Absenden des Formulars die ent-
sprechende Einwilligung gem. Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DS-GVO erteilt. 
 
Rechtsgrundlage: 

 Art. 6 Abs. 1 Satz 1 lit. a DSGVO  
 Gemeindeordnung für Rheinland-Pfalz (GemO) 
 Bürgerliches Gesetzbuch (BGB) 

 
4. Wer bekommt meine Daten? 

Es erhalten nur diejenigen Personen Ihre Daten, die diese zur Erfüllung unserer gesetzlichen oder ver-
traglichen Pflichten brauchen. Teilweise bedienen wir uns zur Erfüllung unserer Aufgaben externer 



Dienstleister, die Daten in unserem Auftrag verarbeiten. Die Dienstleister kommen zum Beispiel aus den 
Bereichen IT und Telekommunikation, Druck und Versand.  

Im Hinblick auf die Datenweitergabe unterliegen wir grundsätzlich dem Datenschutz nach den Bestim-
mungen der EU-DSGVO sowie des LDSG. 

Die von uns erhobenen bzw. uns bekannt gewordenen personenbezogenen Daten dürfen wir nur dann 
an andere Personen oder Stellen (z.B. Behörden im Rahmen von Amtshilfeersuchen oder in Rechts-
behelfsverfahren, Gerichte, Banken und Sparkassen, Finanzämter, Statistisches Landesamt, Strafver-
folgungsbehörden) weitergeben, wenn die Weitergabe gesetzlich zugelassen ist. 

Eine Datenübermittlung in Drittstaaten findet nicht statt. 
 
 
5. Wie lange werden meine Daten gespeichert? 
 
Um Ihr Anliegen zu bearbeiten, werden die von Ihnen gemachten Angaben in Papier- und in elektroni-
scher Form hier gespeichert. Nach Erledigung Ihres Anliegens werden Ihre personenbezogenen Daten 
in der Regel zwei Jahre gespeichert und danach vernichtet. 
 
 
6. Welche Datenschutzrechte habe ich? 
Recht auf Auskunft, Art. 15 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben das Recht, Auskunft darüber zu verlangen, ob und welche personenbezogenen 
Daten wir von ihnen verarbeiten werden. Sie können darüber hinaus Auskunft über die in Art. 15 Abs. 1 
Buchst. a) – h) genannten Informationen verlangen. In dem Auskunftsantrag sollte das Anliegen präzi-
siert werden, um uns das Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in 
dem Antrag möglichst Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren (z. B. Abgabenart und Jahr) und 
zum Verfahrensabschnitt (z.B. Festsetzung, Vollstreckung) gemacht werden.  
 
Recht auf Berichtigung, Art. 16 EU-DSGVO  
Sollten die betreffenden Daten nicht (mehr) zutreffend oder unvollständig sein, haben die Betroffenen 
das Recht, Berichtigung und Vervollständigung der Daten zu verlangen.  
 
Recht auf Löschung, Art. 17 EU-DSGVO  
Die Betroffenen können eine Löschung ihrer personenbezogenen Daten verlangen, wenn eine Verarbei-
tung durch uns aus den in dieser Vorschrift genannten Gründen unzulässig ist. Eine Löschung kann je-
doch nicht verlangt werden, sofern die Verarbeitung zur Erfüllung einer rechtlichen Verpflichtung erfor-
derlich ist, Art. 17 Abs. 3 EU-DSGVO, insbesondere in folgenden Fällen:  

 die Daten sind für den Verarbeitungszweck noch erforderlich,  
 die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung besteht fort,  
 die gesetzlichen Aufbewahrungsfristen laufen noch.  

 
Recht auf Einschränkung der Verarbeitung, Art. 18 EU-DSGVO  
Unter den in dieser Vorschrift genannten Voraussetzungen können die Betroffenen die Einschränkung 
der Verarbeitung (Sperrung) verlangen, z.B. eine Löschung ihrer Daten verhindern, weil diese zur Gel-
tendmachung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen benötigt werden.  
 
Recht auf Widerspruch, Art. 21 EU-DSGVO  
Die Betroffenen haben ein Recht auf Widerspruch gegen die Verarbeitung aus Gründen, die sich aus 
ihrer besonderen Situation ergeben. Jedoch können wir dem nicht nachkommen, soweit an der weiteren 
Verarbeitung ein überwiegendes Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur weiteren Verar-
beitung verpflichtet (z.B. Durchführung des Abgabeverfahrens).  
 
Recht auf Beschwerde, Art. 77 EU-DSGVO  
Jeder betroffenen Person steht im Übrigen ein Recht auf Beschwerde bei der zuständigen 



Aufsichtsbehörde zu, wenn sie der Ansicht ist, dass eine Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
gegen die DSGVO verstößt oder wir ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang nachgekommen 
sind.  
 
Die zuständige Aufsichtsbehörde ist: 

Der Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit Rheinland-Pfalz 
Hintere Bleiche 34 
55116 Mainz 
Tel. (0 61 31) 208-2449 
Email: poststelle@datenschutz.rlp.de  


